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Landesamt für Umwelt (LfU)
Regionaldezernat Nord
Bahnhofstraße 38
24937 Flensburg

Genehmigungsbescheid

vom 16. Juli 2026

nach § 16b Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

für die wesentliche Änderung einer Windkraftanlage

in Schnarup-Thumby

der Firma

Windpark Schnarup-Thumby II GmbH & Co. KG

Cecilienkoog 16

25821 Reußenköge

Gegenstand der Genehmigung:

Änderung des Standorts der Anlage um nicht mehr als 8 Meter (Verschiebung um 
7 m), Änderung der Gesamthöhe um nicht mehr als 20 Meter (von 180 m zu 200 m) 
und die Verringerung des Rotordurchlaufs um nicht mehr als 8 Meter (von 30 m auf 

50 m). 
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Änderungsgenehmigung

Der

Windpark Schnarup-Thumby II GmbH & Co. KG

Cecilienkoog 16

25821 Reußenköge

wird auf den Antrag vom 19. Mai 2026 gemäß § 16b in Verbindung mit § 19 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

in Verbindung mit (i. V. m.)

der Nummern 1.6.1, Verfahrensart V des Anhanges 1 der 4. Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV)

die nachstehende Genehmigung für die wesentliche Änderung einer Windkraftanlage in

24891 Schnarup-Thumby

Gemarkung: Schnarup
Flur: 2

Flurstück: 2

erteilt.

Dieser Bescheid ergeht nach Maßgabe der unter Abschnitt A V dieses Bescheides aufge-
führten Antragsunterlagen und unter den in Abschnitt A I und III aufgeführten Festsetzun-
gen und Nebenbestimmungen.
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A Entscheidung

I Genehmigung

1. Gegenstand der Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung ist die wesentliche Änderung einer Anlage zur Nut-
zung von Windenergie für die Elektrizitätserzeugung. Die wesentliche Änderung 
beinhaltet die Änderung des Standorts der Anlage um nicht mehr als 8 Meter (Ver-
schiebung von 7 m), Änderung der Gesamthöhe um nicht mehr als 20 Meter (von 
180 m zu 200 m) und die Verringerung des Rotordurchlaufs um nicht mehr als 8 
Meter (von 30 m auf 50 m). 

Diese Genehmigung umfasst folgende bauliche Maßnahmen:

• Änderung des Standorts der Anlage,

• Änderung der Gesamthöhe der Anlage,

• Änderung des Rotordurchlaufs der Anlage.

Die Anlage ist gemäß den unter Abschnitt A V aufgeführten Antragsunterlagen zu 
errichten und zu betreiben, soweit sich aus den Nebenbestimmungen dieses Be-
scheides nichts anderes ergibt.

2. Beschränkungen und Emissionsbegrenzungen

Die Anlage unterliegt folgenden Beschränkungen: 

Der genehmigte Betriebsmodus sowie die genehmigten Oktavschallleistungspegel 
werden gegenüber Genehmigung mit Aktenzeichen G40/2025/113 vom 21. August 
2025 nicht verändert.

3. Grundlage der Änderungsgenehmigung

Grundlage dieser Änderungsgenehmigung sind insbesondere die

• Genehmigung nach § 4 BImSchG vom 10. Februar 2025, Aktenzeichen 
G40/2024/007,

• Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG vom 21. August 2025, Aktenzei-
chen G40/2025/113.

Die vorgenannten Genehmigungen gelten unverändert fort, soweit sie nicht durch 
diesen Bescheid geändert werden.

II Verwaltungskosten

Für die Erteilung der Genehmigung wird eine Gebühr in Höhe von 1.500,00 € fest-
gesetzt.
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Als Auslagen werden 5,62 € erhoben.

Die Gesamtkosten in Höhe von 1.505,62 € werden gemäß § 17 Verwaltungskos-
tengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG SH) mit Bekanntgabe dieser 
Entscheidung fällig.

III Nebenbestimmungen

1. Bedingungen

Gemäß § 12 Absatz 1 BImSchG wird diese Genehmigung unter folgenden Bedin-
gungen erteilt:

1.1 Erlöschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bekanntga-
be dieses Bescheides der Betrieb der Anlage entsprechend der Genehmigung auf-
genommen wird.

Diese Frist kann auf Antrag verlängert werden. Der Antrag ist vor Fristablauf zu 
stellen.

2. Auflagen

Gemäß § 12 Absatz 1 BImSchG wird die Genehmigung mit folgenden Auflagen 
verbunden:

2.1 Allgemeines

2.1.1 Dieser Bescheid oder eine Kopie des Bescheides sowie eine Ausfertigung der An-
tragsunterlagen sind an der Betriebsstätte bereitzuhalten und den Genehmigungs- 
und Überwachungsbehörden auf Verlangen vorzulegen.

2.2 Immissionsschutz

2.2.1 Die Betreiberin hat der immissionsschutzrechtlichen Überwachungsbehörde sowie 
den örtlich zuständigen Behörden (Ordnungsamt und ggf. Feuerwehr) unverzüg-
lich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sonstige Störung des bestim-
mungsgemäßen Betriebes der WKA mit erheblichen Auswirkungen wie z. B. Brand 
oder Umsturz der Anlage bzw. Verlust einzelner oder mehrerer Rotorblätter, Ausfall 
von Sicherheitseinrichtungen wie z. B. der Eisabwurfautomatik mitzuteilen.

2.3 Luftverkehr - zivil

2.3.1 Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits während der Bauphase bei Über-
schreiten von 100 m über Grund sicher zu stellen.

2.3.2 Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass für die Unterbrechung der 
Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht überschritten wird.

2.3.3 Die Stromversorgung für die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender techni-
scher Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Abläufe sicher-
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zustellen. Das entsprechende Konzept für die Ersatzstromversorgung ist der Luft-
fahrtbehörde 4 Wochen vor Errichtung der Windkraftanlagen vorzulegen.

2.3.4 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung 
sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Wind-
energieanlagen-Blöcken der Abstand zwischen einer Windenergieanlage mit 
Sichtweitenmessgerät und Windenergieanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maxi-
mal 1500m betragen darf.

2.3.5 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine amt-
liche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehörde als auch der DFS 
(Deutsche Flugsicherung GmbH), Az. SH 10606-a, Postfach 1243, 63202 Langen, 
unverzüglich, spätestens jedoch 4 Wochen nach Errichtung der Windkraftanlagen, 
vorzulegen.

2.3.6 Anträge zur Aufstellung von Kränen für die Errichtung der Windkraftanlagen, brau-
chen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach §14 LuftVG gilt hiermit 
als erteilt. Auflage 2.3.1 gilt entsprechend.

2.3.7 Bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung (BNK)
Soll die Aktivierung der Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen, ist die ge-
plante Installation der Luftfahrtbehörde vor Inbetriebnahme der BNK anzuzeigen 
und hierbei sind, gemäß Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luft-
fahrthindernissen vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4), folgende Unterlagen 
vorzulegen:

• Nachweis der Baumusterprüfung gemäß Anhang 6 Nummer 2 der AVV durch 
eine vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur benannten 
Stelle,

• Nachweis des Herstellers und/oder Anlagenbetreibers über die Standortbezo-
gene Erfüllung der Anforderungen auf Basis der Prüfkriterien nach Anhang 6, 
Nummer 2 der AVV.

2.3.8 Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 
vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit einer 
dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gemäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 der 
AVV zu kombinieren.

2.3.9 Die Windkraftanlage ist mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 (Bundesan-
zeiger; BAnz AT 28.12.2023 B4)“ zu versehen und als Luftfahrthindernis zu veröf-
fentlichen.

2.3.10 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Ro-
torblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich 
sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Länge [a) außen beginnend mit 6 Meter 
orange - 6 Meter weiß - 6 Meter orange oder b) außen beginnend mit 6 Meter rot - 
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6 Meter weiß oder grau - 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne 
verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau 
(RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwen-
den. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig.

2.3.11 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf 
halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem mindestens 2 Meter hohen orange/
roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder 
konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal 
ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.

2.3.12 Der Mast ist mit einem 3 Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Me-
ter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen 6 
Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt 
durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.

2.3.13 Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer max. Höhe von bis 
315 m ü. Grund/Wasser erfolgt durch Feuer W, rot.

2.3.14 In diesen Fällen ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus 
Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der 
Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus tech-
nischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um 
bis zu 5 Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder 
Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infra-
rotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Ma-
schinenhauses anzubringen.

2.3.15 Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand 
des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein 
Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.

2.3.16 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter ge-
mäß der AVV, Nummer 3.9.
Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfüllt werden, kann der Einsatz einer be-
darfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) erfolgen. Dies ist der zuständigen 
Landesluftfahrtbehörde anzuzeigen. Da sich der Standort der geplanten WKA au-
ßerhalb des kontrollierten Luftraums der Luftraumklasse „D“ befindet, bestehen 
aus zivilen und militärischen flugsicherungsbetrieblichen Gründen keine Bedenken 
gegen die Einrichtung einer BNK.

2.3.17 Das „Feuer W, rot“ ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus je-
der Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils 
versetzt auf dem Maschinenhausdach - nötigenfalls auf Aufständerungen - ange-
bracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig 
(synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, 
damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen 
Flügel des Rotors verdeckt werden.
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2.3.18 Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Takt-
folge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Ver-
schiebung von ± 50 ms zu starten.

2.3.19 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung 
auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 
50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.

2.3.20 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein 
Ersatzstromnetz umschalten.

2.3.21 Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windenergieanlagen können als 
Windenergieanlagen-Blöcke zusammengefasst werden. Grundsätzlich bedürfen 
nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks 
befindlichen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer für die Tages- und Nacht-
kennzeichnung. Überragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die 
sie umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen.

2.3.22 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf 
ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn 
die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % 
Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine ent-
sprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.

2.3.23 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind dem NOTAM-
Office in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail 
notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeich-
nung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist 
das NOTAM-Office unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen.
Ist eine Behebung innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, ist das NOTAM-Of-
fice und die zuständige Landesluftfahrtbehörde, nach Ablauf der zwei Wochen er-
neut zu informieren.

2.3.24 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss 
ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von 
mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der 
Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzu-
stellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung 
und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf 2 Minuten nicht überschrei-
ten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung.

2.3.25 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“ ist nur 
bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorolo-
gischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den 
Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn-
zeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.

2.3.26 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hin-
dernishöhe von mehr als 100 m über Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu ver-
sorgen.
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2.3.27 Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m über Grund mit einer Ta-
geskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung 
(Hindernisfeuer) zu versehen.

2.3.28 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffent-
licht werden muss, sind

1. mindestens 6 Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns zu melden, 
um die Vergabe der ENR-Nummer in die Wege leiten zu können,

2. der Beginn des Hochbaus separat zu melden und

3. spätestens 4 Wochen nach Errichtung die endgültigen Vermessungsdaten zu 
übermitteln, um die Veröffentlichung gegebenenfalls anzupassen.

Diese Meldung der endgültigen Daten (bitte nur per E-Mail an flf@dfs.de) umfasst 
dann die folgenden Details:

a) DFS-Bearbeitungsnummer

b) Name des Standortes

c) Art des Luftfahrthindernisses

d) Geografische Standortkoordinaten [Grad, Minuten und Sekunden mit Angabe 
des Bezugsellipsoids (WGS 84 mit einem GPS-Empfänger gemessen)]

e) Höhe der Bauwerksspitze [m ü. Grund]

f) Höhe der Bauwerksspitze [m ü. NN, Höhensystem: DHHN 92]

g) Art der Kennzeichnung [Beschreibung]

2.3.29 Der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Am DFS Campus, 63225 Langen ist der 
Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle anzugeben, die einen 
Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig ist.

2.4 Luftverkehr - militärisch

2.4.1 Die WKA muss mit einer Steuerfunktion (einer sogenannten bedarfsgerechten 
Steuerung) ausgerüstet sein, die eine Störung der Flugsicherheit nach § 18a Luft-
verkehrsgesetz (LuftVG) ausschließt.

2.4.1.1 Die geplante technische Lösung ist in ihrer Gesamtheit und Funktionalität von 
der Planungsphase bis zur Inbetriebnahme mit dem Luftfahrtamt der Bundes-
wehr (Postfach 90 61 10, 51127 Köln) abzustimmen.

2.4.1.2 Der Bundeswehr dürfen durch Errichtung, Betreiben und gegebenenfalls Ab-
schaltung oder Abbau der eingebrachten Technologie keine Kosten entstehen. 
Diese Kosten sind durch den Betreiber zu tragen.

2.4.1.3 Die Abschalteinrichtung muss auf dem Flugplatz dauerhaft und durchgehend 
betriebsbereit sein. Zu diesem Zweck gewährleistet der Betreiber der WKA die 
einwandfreie Steuerfunktion der Abschalteinrichtung. Dies schließt die perma-
nente technische Überwachung der Steuerung sowie die sofortige automati-
sche Abschaltung der Windenergieanlage im Falle einer Fehlfunktion oder Stö-
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rung der Abschalteinrichtung oder der Datenverbindung zur militärischen Flug-
sicherung ein.

2.4.1.4 Im Kontrollraum der örtlichen militärischen Flugsicherung ist nur ein zentrales 
Bedienelement für die bedarfsgerechte Steuerung zulässig. Das Bedienele-
ment muss zusätzlich Zugänge oder Nutzungen für unterschiedliche, gegebe-
nenfalls auch andere Anbieter oder Nutzer bedarfsgerechter Steuerungen er-
möglichen. Entsprechende zusätzliche Ports oder Einrichtungen sind dafür 
vorzusehen.

2.4.1.5 Vor einer Aufgabe und dem endgültigen Betriebsende der Abschalteinrichtung 
ist die zuständige Genehmigungs- und Überwachungsbehörde auch für den 
Fall der Einstellung des militärischen Flugbetriebes und einer Nachnutzung 
des Flugplatzes mit Flugbetrieb unter geänderten Rahmenbedingungen über 
die Absicht in Kenntnis zu setzen. Deren Zustimmung ist für dieses Betriebsen-
de erforderlich. Die Aufgabe der Abschalteinrichtung ohne vorherige Zustim-
mung ist nicht zulässig.

2.4.2 Vier Wochen vor Baubeginn sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I 3, Fontainengraben 200, 
53123 Bonn unter Angabe des Zeichens I-0966-26-BIA alle endgültigen Daten wie 
Art des Hindernisses, Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84, Höhe 
über Erdoberfläche, Gesamthöhe über NHN und gegebenenfalls Art der Kenn-
zeichnung anzuzeigen.

2.4.3 Die Bedienung der bedarfsgerechten Steuerung und die Entscheidung über die 
Dauer einer bedarfsgerechten Schaltung obliegen ausschließlich der Bundeswehr.

2.4.4 Für die bedarfsgerechte Steuerung wird der benötigte Luftraum und nicht die ein-
zelne WKA angewählt.

2.4.5 Zur weiteren Regelung der Errichtung, Einrichtung und des Betriebes der WKA 
und ihrer bedarfsgerechten Steuerung ist der Abschluss des beigefügten Vertra-
ges zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundeswehr, 
und dem Windkraftanlagen-Betreiber erforderlich. Der Vertrag muss vor Baube-
ginn geschlossen sein. Er muss der Genehmigungsbehörde vorgelegt werden.

2.4.6 Zur Inbetriebnahme bedarf es der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Bun-
deswehr, die der Genehmigungsbehörde (LfU) ebenfalls vorzulegen ist. Weiterhin 
ist der Bundeswehr das Einmessprotokoll unter Angabe des Zeichens I-0966-26-
BIA vorzulegen.

IV Hinweise

1. Allgemeines

1.1 Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach 
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.
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1.2 Ein Wechsel der Anlagenbetreiberin sowie ggf. eine Änderung an der Rechtsform 
der Betreiberin ist gegenüber dem Landesamt für Umwelt schriftlich mit dem in der 
Anlage beigefügtem Formular „Betreiberwechsel“ mitzuteilen.

2. Abfallrecht

2.1 Bei Einsatz von mineralischen Ersatzbaustoffen zur Befestigung z. B. von Stellflä-
chen und Zufahrten oder als Unterbau für Gebäude sind die Regelungen der Er-
satzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) zu beachten.

3. Luftfahrt

3.1 Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der ge-
nannten Nachweisführung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbe-
hörde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbe-
triebnahme der BNK erst nach Vorlage der genannten Unterlagen erfolgt.

V Antragsunterlagen

Nachfolgend aufgeführte Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbeschei-
des.

Ordner 1 von 1: 

Nr. Benennung

1. Antrag

1.1 Antrag für eine Genehmigung oder eine Anzeige nach dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz (BImSchG)

1.2 Kurzbeschreibung

1.3 Sonstiges

1.3.1 Koordinaten

1.3.2 Vollmacht

1.3.3 Handelsregisterauszug

1.3.4 Kostenübernahmeerklärung, Antrag auf Veröffentlichung

1.3.5 Erklärung Maschinenrichtlinie

2. Lagepläne

2.1 Topographische Karte 1:25.000

2.2 Grundkarte 1:5.000

2.3 Übersichtsplan (Auszug aus der Liegenschaftskarte) (§ 7 BauVorlVO)

2.4 Lageplan (§ 7 BauVorlVO)

2.4.1 Lageplan

2.4.2 Lageplan Verschiebung

3. Anlage und Betrieb

3.3 Gliederung der Anlage in Anlagenteile und Betriebseinheiten - Übersicht
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4. Emissionen und Immissionen im Einwirkungsbereich der Anlage

4.10 Sonstiges

4.10.1 Schallimmissionsprognose vom 20.04.2026, GP JOULE, Bericht Nummer 
GP_15SH01PR02SLWI15 Rev. 1

4.10.2 Eingangsgrößen Schallimmissionsprognosen Vestas V150

9. Abfälle

9.4 Ermittlung der Entsorgungskosten

14. Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

14.1 Klärung des UVP-Erfordernisses

14.3 Angaben zur Ermittlung und Beurteilung der UVP-Pflicht für Anlagen nach dem 
BImSchG

14.3a UVP-Pflicht oder Einzelfallprüfung

14.4 UVP-Vorprüfung

16. Anlagespezifische Antragsunterlagen

16.1.1 Standorte der Anlagen

16.1.4 Standsicherheit

16.1.4.1 Gutachten zur Standorteignung vom 4. März 2026, I17-Wind GmbH & Co. KG, 
Bericht Nummer I17-SE-2025-775

16.1.4.2 Typenprüfbescheid

16.1.7 Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen

16.1.7.3 Mitteilung Luftfahrthindernis

16.1.8 Abstände / Erschließung

16.1.9 Daten der beantragten Anlage / Daten der Anlagen im Windpark

16.1.10 Oktav-Schallleistungspegel (SLP) der beantragten Anlage / der Anlagen im 
Windpark

17. Sonstige Unterlagen

17.1 Sonstige Unterlagen

17.1.1 Datenblatt Bundeswehr

B Begründung

I Sachverhalt / Verfahren

1. Antrag nach § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG

Die Firma Windpark Schnarup-Thumby II GmbH & Co. KG, Cecilienkoog 16 in 
25821 Reußenköge, hat mit Datum vom 15. Mai 2026 beim Landesamt für Umwelt 
den Antrag auf eine Genehmigung zur wesentlichen Änderung einer Windkraftan-
lage gestellt. 
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Der vorgesehene Standort der ortsfesten Anlage befindet sich in 24891 Schnarup-
Thumby, Gemarkung Schnarup, Flur: 2, Flurstück: 2.

Mit der beantragten Genehmigung sollen folgende Maßnahmen realisiert werden:

• Änderung des Standorts der Anlage,

• Änderung der Gesamthöhe der Anlage,

• Änderung des Rotordurchlaufs der Anlage.

2. Genehmigungsverfahren

Die beantragte Änderung der Windkraftanlage am oben angegebenen Standort 
bedarf einer Genehmigung nach § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG, der Standort 
der Anlage wird um nicht mehr als 8 Meter geändert, die Gesamthöhe wird nicht 
um mehr als 20 Meter erhöht und der Rotordurchlauf um nicht mehr als 8 Meter 
verringert. Daher sind ausschließlich die Vereinbarkeit der Änderungen mit militäri-
schen und luftverkehrlichen Belangen sowie die Standsicherheit und die schädli-
chen Umwelteinwirkungen durch Geräusche und nachteilige Auswirkungen durch 
Turbulenzen zu prüfen.

Die beantragte Änderung betrifft eine Anlage zur Nutzung von Windenergie mit ei-
ner Gesamthöhe von mehr als 50 Metern. Sie fällt unter die Nummer 1.6.2 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV, da die Mengenschwelle von 20 WKA unterschritten wird, 
so dass gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 der 4. BImSchV ein vereinfachtes Geneh-
migungsverfahren (ohne Öffentlichkeitsbeteiligung) gemäß § 19 BImSchG durch-
geführt wurde.

Gemäß § 2 Nummer 3 der Landesverordnung über die zuständigen Behörden 
nach immissionsschutzrechtlichen sowie sonstigen technischen und medienüber-
greifenden Vorschriften des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) ist das LfU die zu-
ständige Behörde für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens.

2.1 UVP-Pflicht

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um die Erweiterung einer Windfarm 
im Sinne des § 2 Absatz 5 UVPG. Aufgrund der zu berücksichtigenden Anlagen in-
nerhalb des Einwirkungsbereichs ist es als Änderungsvorhaben nach § 9 UVPG 
einzuordnen und fällt aufgrund der Anlagenzahl in die Nummer 1.6.1 der Anlage 1 
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 2 UVPG ist bei Änderung eines Vorhabens, für das eine UVP gemacht wurde, 
eine allgemeine Vorprüfung vorzunehmen, wenn die Größenwerte für eine unbe-
dingte UVP-Pflicht durch die Änderung nicht erreicht werden. Diese Allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls ist im Neugenehmigungsverfahren erfolgt und es wurde 
festgestellt, dass für das Vorhaben keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) er-
forderlich ist. Auf eine erneute allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles kann ver-
zichtet werden, da gemäß den LAI-Hinweisen zu § 16b BImSchG der Gesetzgeber 
klar geregelt hat, welche Punkte zum Prüfungsumfang gehören. Eine Deltaprüfung 
wie bei der Änderung nach § 16b Absatz 1 ist nicht erforderlich. Der Natur- und Ar-
tenschutz wird im Rahmen des § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG nicht geprüft. Die 
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Kompensations- und Zahlungspflichten der Ursprungsgenehmigung bleibt beste-
hen. Anhand der vorgelegten Gutachten zum Schall und zu den Turbulenzen ist 
nachgewiesen, dass erhebliche zusätzliche Umwelteinwirkungen sicher ausge-
schlossen werden können. 

Im Rahmen der Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen haben sich auch 
durch die Behördenbeteiligung keine Hinweise oder Sachverhalte ergeben, die 
eine gegenteilige Entscheidung oder erneute Prüfung begründet hätten.

2.2 Erfordernis einer Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG

Nach § 34 Absatz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Verträg-
lichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura-2000-Gebiets zu überprüfen, wenn 
sie einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Projekten geeignet sind, das Ge-
biet erheblich zu beeinträchtigen.

Für die FFH-Verträglichkeit sind nur diejenigen Wirkfaktoren von Bedeutung, die 
sich auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets und die für sie maßgeblichen Be-
standteile auswirken können.

Bereits im Neugenehmigungsverfahren wurde im Rahmen einer Natura 2000-Ver-
träglichkeitsvorprüfung festgestellt, dass durch das Vorhaben keine erheblichen 
Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete und ihre Schutz- und Erhaltungsziele zu 
erwarten sind.

Eine erneute Verträglichkeitsprüfung ist wegen der Entfernung zu den FFH-Gebie-
ten nicht erforderlich.

2.3 Behördenbeteiligung

Nach Prüfung der eingereichten Antragsunterlagen auf Vollständigkeit wurden ge-
mäß § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG von folgenden Behörden Stellungnahmen 
zum Genehmigungsantrag eingeholt:

• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr;

• Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein, 
Luftfahrtbehörde.

Die von diesen Behörden eingegangenen Stellungnahmen wurden im Genehmi-
gungsbescheid unter anderem in Form von Nebenbestimmungen und Hinweisen 
berücksichtigt.

II Sachprüfung

Die Voraussetzungen für die Erteilung der beantragten Genehmigung sind in 
§ 6 BImSchG aufgeführt. Danach muss die Erfüllung der sich aus § 5 BImSchG 
und einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsvorschrift ergebenden 
Pflichten sichergestellt sein und es dürfen keine anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
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schriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der An-
lage entgegenstehen.

1. Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG

Zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt ist im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens geprüft worden, ob die sich aus § 5 
BImSchG ergebenden Grundpflichten für Betreiber genehmigungsbedürftiger An-
lagen erfüllt werden.

1.1 Schutz- und Abwehrpflicht vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen für die Allge-
meinheit und die Nachbarschaft, das heißt, Verhinderung von konkret bzw. beleg-
bar schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG)

Nach § 3 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen „Immissionen, die nach 
Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufüh-
ren“.

Bei Windkraftanlagen sind dies insbesondere Umwelteinwirkungen, die durch 
Schall, periodischen Schattenwurf und Turbulenzen hervorgerufen werden kön-
nen. Bei Anlagen ab einer Gesamthöhe von 150 Metern treten zusätzlich Licht-
emissionen auf, die durch die nächtliche Kennzeichnung als Luftfahrthindernis ent-
stehen.

Die Anforderungen gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG sind erfüllt, wenn 
durch die eingereichten Unterlagen dargelegt oder durch Nebenbestimmungen si-
chergestellt ist, dass von der Anlage keine schädlichen Umwelteinwirkungen und 
sonstigen Gefahren, erhebliche Nachteile und erheblichen Belästigungen für die 
Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können.

Die Prüfung des Schutzes gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG umfasst die 
Punkte:

1.1.1 Schallimmissionen

Die Schallimmissionsprognose der GP JOULE Projects GmbH & Co. KG, Bericht-
nummer GP_15SH01PR02SLWI15 Rev.1 vom 20. April 2026 bestätigt die Ergeb-
nisse der schalltechnischen Verträglichkeitsuntersuchung der Müller-BBM Industry 
Solution GmbH vom 4. August 2025, Berichtnummer: M184965/01 Version 3. Die 
Standortverschiebung führt nicht zu einer Anpassung des Betriebsmodus, die ge-
nehmigten Oktavschallleistungspegel werden gegenüber der Genehmigung mit 
dem Aktenzeichen G40/2025/113 vom 10. Februar 2025 nicht verändert.

1.1.2 Turbulenzen

Die Standsicherheit in Bezug auf die Turbulenzeinwirkungen im Nachlauf der ge-
nehmigten WKA wurde in dem Gutachten zur Standorteignung der I17-Wind 
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GmbH & Co. KG vom 4. März 2026 (Bericht-Nummer I17-SE-2025-775) nachge-
wiesen.

Eine schädliche Umwelteinwirkung im Sinne einer erheblichen Belästigung oder 
eines erheblichen Nachteils ist nicht zu erwarten. Die Anforderungen der DIBt-
Richtlinie (Deutsches Institut für Bautechnik) bezüglich Turbulenzen werden einge-
halten, so dass diesbezüglich die Standsicherheit gewährleistet ist.

1.1.3 Die Auflage 2.2.1 dient der rechtzeitigen Information der zuständigen Behörde, da-
mit im Falle einer Störung des Betriebes frühzeitig geeignete Maßnahmen ergriffen 
werden können und somit die Allgemeinheit und die Nachbarschaft vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ge-
schützt werden.

Das alleinige Ansprechen von Alarm-, Sicherheits- oder Schutzeinrichtungen ohne 
einen Stoffaustritt, Schadensfall oder ähnlichem löst in der Regel noch keine Mel-
depflicht aus.

1.2 Vorsorgepflicht gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-
hebliche Nachteile und Belästigungen, insbesondere durch die dem Stand der 
Technik und der Besten verfügbaren Technik entsprechenden Maßnahmen, das 
heißt vorbeugende Maßnahmen gegen die Entstehung potentiell schädlicher Um-
welteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG)

Die sonstigen Genehmigungsvoraussetzungen des § 5 Absatz 1 BImSchG sind 
bereits mit der Erteilung der vorangegangenen Neugenehmigung G40/2024/007 
hinreichend geprüft worden und werden darüber hinaus durch die beantragte we-
sentliche Änderung nicht berührt. Die Sicherstellung der Erfüllung der Betreiber-
pflichten erfolgt durch Nebenbestimmungen gemäß § 12 BImSchG, die in diesem 
Bescheid festgesetzt wurden bzw. mit dieser Genehmigung weitergelten. Der 
Prüfauftrag der Behörde bei Verfahren nach § 16b BImSchG umfasst lediglich die 
Vereinbarkeit der Änderungen mit militärischen und luftverkehrlichen Belangen so-
wie die Standsicherheit und die schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräu-
sche und nachteilige Auswirkungen durch Turbulenzen.

Durch die in der Auflage AIII2.2.1 der ursprünglichen Genehmigung geforderte 
Nachmessung wird sichergestellt, dass keine erheblichen Nachteile und Belästi-
gungen entstehen können. Ebenso wird durch die Auflage AIII2.2.7 der Ursprungs-
genehmigung sichergestellt, dass auch durch tieffrequente Geräusche eine schäd-
liche Umwelteinwirkung wirksam verhindert wird.

2. Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen

Gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ist weiterhin zu prüfen, ob sichergestellt 
ist, dass die Erfüllung der Pflichten aus einer aufgrund des § 7 BImSchG erlasse-
nen Rechtsverordnung durch das beantragte Vorhaben gegeben ist.

Die Anlage fällt nicht unter den Bereich einer nach § 7 BImSchG erlassenen 
Rechtsverordnung.
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3. Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG 

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn andere öffentlich-rechtliche Vorschriften 
und Belange des Arbeitsschutzes der Änderung der Anlage nicht entgegenstehen.

Die Beteiligung der Behörden, die gemäß § 16b BImSchG zu beteiligen sind, hat 
ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen. 

Bei Einhaltung der mitgeteilten Nebenbestimmungen und der Nebenbestimmun-
gen der Ursprungsgenehmigung stehen andere öffentlich-rechtliche Vorschriften 
und Belange des Arbeitsschutzes nicht entgegen.

3.1 Luftverkehr – militärisch

Die geplante Windkraftanlage ist in einem Bereich geplant, in dem die Bewegung 
des Rotors der Windkraftanlage eine Störung des militärischen Flugsicherungsra-
dars des militärischen Flughafens Schleswig generiert, die eine sichere, radarba-
sierte Flugführung nicht mehr zulässt. In der Folge wäre es mit sehr großer Wahr-
scheinlichkeit möglich, dass ein Luftfahrzeug für mehr als drei Antennenumdre-
hungen nicht sichtbar ist, was zu einem Erfassungsverlust führt. Durch die geplan-
te Windkraftanlage wird in Verbindung mit bestehenden und geplanten Anlagen 
eine Störzone generiert, die zu dem nicht hinnehmbaren Risiko einer schwerwie-
genden Kollision oder eines Absturzes für das betreffende Luftfahrzeug und seine 
Insassen führen kann.Der Ausschluss dieser Störwirkung und daraus resultieren-
der Folgen für Luftfahrzeug und Insassen ist Voraussetzung für die Erteilung der 
Zustimmung nach § 18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG). 

Aus diesem Grunde ist es erforderlich, die Leistung beziehnungsweise die Rotor-
geschwindigkeit der Windkraftanlage zu reduzieren oder die Windkraftanlage ab-
zuschalten. Dafür stehen technische Lösungen zur Verfügung, die eine solche 
Steuerung grundsätzlich ermöglichen. Da in jedem Einzelfall speziell darauf abge-
stimmte technische und organisatorische Anpassungen erforderlich sind, darf der 
Betrieb der Windenergieanlage erst nach Zustimmung der zuständigen Bundes-
wehrdienststelle aufgenommen werden (Auflage AIII2.4.6). Nur so ist die Sicher-
heit des Flugverkehrs zu gewährleisten. Ob und wie lange die Windkraftanlage re-
duziert oder gar nicht betrieben wird, muss im Zugriff der Bundeswehr liegen, weil 
die entsprechenden Angaben über den Flugverkehr nur dort vorliegen und eine 
Weitergabe der Daten an Dritte aus Gründen der militärischen Sicherheit ausge-
schlossen ist (Auflage AIII2.4.3).

Ohne die bedarfsgerechte Steuerung wären die Voraussetzungen für die Erteilung 
einer Genehmigung am beantragten Standort für die Windkraftanlage nicht erfüllt 
und der Antrag wäre abzulehnen.

Daher ist die Auflage erforderlich und verhältnismäßig. Sie belastet den Antragstel-
ler zwar, ermöglicht jedoch andererseits überhaupt erst Errichtung und Betrieb der 
Windkraftanlage.

Es ist zur Erreichung der für den Flugverkehr erforderlichen Sicherheit unumgäng-
lich, dass Schaltvorgänge nur durch die Bundeswehr ausgelöst werden (Auflage 
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AIII2.4.3). Diese Forderung dient ebenfalls der Aufrechterhaltung der Vorausset-
zungen, unter denen die Zustimmung nach § 18a LuftVG überhaupt möglich ist. 
Damit zusammenhängende finanzielle Verluste aufgrund von Anlagenstillstand 
oder reduzierter Leistung sind dem Betreiber zuzumuten.

Es wird auch vor dem Hintergrund der einzelfallbezogenen Details gefordert, die 
technischen Maßnahmen vorab mit der Bundeswehr abzustimmen. Dadurch wer-
den Anforderungen und Abläufe transparenter und es wird im Sinne des Antrags-
tellers bzw. Betreibers die Zustimmung für die Inbetriebnahme der Windkraftanla-
ge gefordert (Auflage AIII2.4.1.1).

Der Betreiber der Windkraftanlage muss alle für die Implementierung der Techno-
logie aufzuwendenden Kosten tragen, da die Bundeswehr das Erfordernis nicht 
auslöst und auch nicht Nutznießer dieser Neuerung ist (Auflage AIII2.4.1.2).

Die Auflage AIII2.4.1.3 sichert die Betriebsbereitschaft der Schaltfunktionen ab 
und regelt zusätzlich die Abschaltung im Falle jedweder Störung. Die Auflage dient 
damit der dauerhaften Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen bezüglich 
der erteilten Zustimmung nach § 18a LuftVG.

Die Auflage AIII2.4.1.4 enthält Regelungen, die das Bedienelement betreffen. Sie 
stellen sicher, dass der bei der Bundeswehr zu leistende organisatorische Auf-
wand durch ein zentrales Bedienelement und weitere Zugänge für andere Syste-
me begrenzt wird. Die Forderung begünstigt auch die Betreiberseite, weil eine Be-
grenzung des Aufwandes bei der Bundeswehr letztlich auch erwarten lässt, dass 
sich der Aufwand auf der Betreiberseite ebenfalls in Grenzen hält. Je reibungslo-
ser das System bei der örtlichen militärischen Flugsicherung funktioniert, desto ge-
ringer wird der durch den Betreiber zu leistende Aufwand ausfallen.

Die Mitteilung an die Genehmigungs- und Überwachungsbehörde, es sei beab-
sichtigt oder es werde geplant, die Abschalteinrichtungen außer Betrieb zu setzen 
(Auflage AIII2.4.1.5), ist erforderlich, weil militärisch genutzte Flugplätze nach de-
ren Aufgabe für zivile Luftfahrtzwecke gegebenenfalls weitergenutzt werden und 
dafür dann andere Regelungen zu treffen sind. Da die Systeme bis zu diesem 
Zeitpunkt ohnehin aufrecht zu erhalten sind, entsteht dem Betreiber durch die For-
derung einerseits kein Nachteil, ermöglicht andererseits aber rechtzeitiges Han-
deln.

Die Mitteilung der Angaben gemäß Auflage AIII2.4.2 dient der Erfassung der ge-
nehmigten Windkraftanlage als Luftfahrthindernis für den Bereich der übergeord-
neten, allgemeinen zivilen wie militärischen Luftsicherheit auch durch die Deut-
sche Flugsicherung (DFS).

III Ergebnis

Die Prüfung hat ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen. 

Die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen durch die Genehmigungsbehör-
de erfolgte anhand der einschlägigen Bestimmungen des BImSchG. 
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Unter Berücksichtigung der mit der Genehmigung verbundenen Nebenbestimmun-
gen ist sichergestellt, dass die Pflichten für Betreiber genehmigungsbedürftiger 
Anlagen gemäß § 5 BImSchG sowie die Anforderungen des § 7 BImSchG und der 
daraufhin ergangenen Rechtsvorschriften erfüllt werden. Es liegen keinerlei Er-
kenntnisse vor, dass durch andere Nebenbestimmungen ein höheres Schutzni-
veau insgesamt erreichbar wäre.

Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften stehen der Errichtung und dem Betrieb 
der Anlage – auch aus der Sicht der beteiligten Fachbehörden – nicht entgegen.

Durch die in der Bedingung 1.1 im Abschnitt A III gemäß § 18 Absatz 1 BImSchG 
festgesetzte Frist ist sichergestellt, dass mit der Inbetriebnahme der geänderten 
Anlage nicht zu einem Zeitpunkt begonnen wird, an dem sich die tatsächlichen 
Verhältnisse, die der Genehmigung zugrunde lagen, wesentlich geändert haben.

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG erfüllt. Die Ge-
nehmigung war damit zu erteilen.

IV Begründung der Kostenentscheidung

Die Kosten ergeben sich aus den §§ 1 und 2 VwKostG SH, in Verbindung mit der 
Tarifstelle 10.1.1.2.2 des allgemeinen Gebührentarifs der Landesverordnung über 
Verwaltungsgebühren. Unter Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes (Prü-
fung des Antrags zur wesentlichen Änderung einer Windkraftanlage und Erstellung 
dieses Bescheides) sowie des für Sie durch die Genehmigung bewirkten wirt-
schaftlichen Vorteils wird nachstehende Gebühr festgesetzt.

Gebühren:

1. Gebühr über die Entscheidung über die Erteilung einer Genehmigung nach § 
16b Absatz 7 Satz 3 Tarifstelle 10.1.1.2 2)
Gebührenrahmen: 1.000 bis 3.000 € 1.500,00 €

Summe Gebühren 1.500,00 €

Hinweis: Nach § 3 Satz 3 Landesverordnung über Verwaltungsgebühren des Landes 
Schleswig-Holstein werden Cent-Beträge auf volle Euro abgerundet.

Auslagen:

Zustellung der Genehmigung 5,62 €

Gesamtsumme Kosten: 1.505,62 €

Die festgesetzten Kosten sind entsprechend der als Anlage beigefügten Kostenno-
te innerhalb von einem Monat nach Erhalt dieses Bescheides einzuzahlen. Die 
Kostennote ist Bestandteil dieses Bescheides.
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C Rechtsgrundlagen

Insbesondere:

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-
gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-
schutzgesetz – BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 1. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 163);

• Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. 2017 I S. 1440), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I S. 355);

• Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBl. 1992 I S. 1001), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225);

• Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 
(GMBl. Nr. 26/1998, S. 503), zuletzt geändert durch Änderungsverwaltungsvor-
schrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 8. Juni 2017 B5);

• Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissi-
onen (AVV Baulärm) vom 19. August 1970 (Beilage zum Bundesanzeiger Nummer 
160);

• Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz – LAI: Hinweise zum Schall-
schutz bei Windkraftanlagen (WKA) vom 30. Juni 2016;

• Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Di-
gitalisierung des Landes Schleswig-Holstein: Einführung der aktuellen LAI-Hinwei-
se zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen vom 31. Januar 2018;

• Landesverordnung über die zuständigen Behörden nach immissionsschutzrechtli-
chen sowie sonstigen technischen und medienübergreifenden Vorschriften des 
Umweltschutzes (Immissionsschutzzuständigkeitsverordnung – ImSchV-ZustVO), 
verkündet als Artikel 1 der Landesverordnung vom 06. November 2025 (GVOBI. 
Schl.-H. 2025 Nr. 146);

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Gesetz – UVPG), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. 2021 I S. 540), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
323);

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
2017 (BGBl. 2017 I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348);

• Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. Juli 2024 (GVOBl. Schl.-H. 2024, S. 504), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 875);
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• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung 
– BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
2017 I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176);

• Gesetz zum Schutz der Denkmale (Denkmalschutzgesetz – DSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. 2015, S. 2), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. September 2020 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 508);

• Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträgli-
chen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) vom 24. 
Februar 2012 (BGBl. 2012 I S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56);

• Abfallwirtschaftsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesabfallwirtschafts-
gesetz – LAbfWG) in der Fassung vom 18. Januar 1999 (GVOBl. Schl.-H. S. 26), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 2022 (GVO-
Bl. Schl.-H. S. 1002);

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. 2009 I 
S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 323);

• Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG) vom 24. 
Februar 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 301, ber. S. 486), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 30. September 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 734);

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG), in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 09. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 4);

• Landeswassergesetz des Landes Schleswig-Holstein (LWG) vom 13. November 
2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425, 426), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13. Dezember 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 875);

• Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) 
vom 18. April 2017 (BGBl. 2017 I S. 905), zuletzt geändert durch Artikel 256 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. 2020 I S. 1328);

• Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbes-
serung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Ar-
beit (Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBl. 1996 I S. 1246), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 
2025 I S. 369);

• Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstättenverordnung – ArbStättV) vom 12. 
August 2004 (BGBl. 2004 I S. 2179), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Geset-
zes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I S. 109);

• Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Ar-
beitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV) vom 3. Februar 2015 
(BGBl. 2015 I S. 49), zuletzt geändert durch Artikel 27 des Gesetzes vom 18. De-
zember 2025 (BGBl. 2025 I S. 347);
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• Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung – GefStoffV) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 2010 (BGBl. 2010 I S. 
1643, 1644), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 17 Dezember 
2025 (BGBl. 2025 I Nr. 337, ber. 2026 I Nr. 44);

• Straßen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. November 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 631, ber. 
2004, S. 140), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 11. Dezember 
2025 (GVOBl. Schl.-H. 2025/168);

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von 
Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz – BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I 
S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 
(BGBl. 2021 I S. 306);

• Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 9. Juli 2021 
(BGBl. 2021 I S. 2598, 2716);

• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Januar 2003 (BGBl. 2003 I S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I S. 236);

• Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
11. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 9);

• Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22. Dezember 2022 zur Festlegung 
eines Rahmens für einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuer-barer Ener-
gien (EU-NotfallVO) vom 29. Dezember 2022 (ABl. L 335, S. 36 – 44), zuletzt ge-
ändert am 10. Januar 2024 (ABI. L 223, S. 1 – 9);

• Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an Land 
(Windenergieflächenbedarfsgesetz – WindBG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 20.07.2022 (BGBl. I S. 1353), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189);

• Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Artikel 64 der Landesverordnung 
vom 27. Oktober 2023 (GVOBl. Sch.-H. S. 514);

• Landesverordnung über Verwaltungsgebühren (Verwaltungsgebührenverordnung 
– VerwGebVO) vom 26. September 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 476), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 der Landesverordnung vom 28. Januar 2026 (GVOBl. Schl.-H. 
Nr. 2026/8).

D Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim

Landesamt für Umwelt
Dezernat 20
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Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek

zu erheben. Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen diesen Bescheid haben 
gemäß § 63 Absatz 1 Satz 1 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfech-
tungsklage gegen diesen Bescheid nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) kann gemäß § 63 Absatz 2 Satz 1 BImSchG nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung des Bescheids gestellt und begründet werden.

Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist beim Schleswig-Hols-
teinischen Oberverwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Str. 13, 24837 Schleswig 
zu stellen.

<Unterschrift, Name des oder der Unterzeichnenden und Dienstsiegel>

Anlagen:

– Zweitausfertigung der Antragsunterlagen laut Auflage 2.1.1

– Kostennote

– Formulare des LfU: Baubeginn, Fertigstellung, Inbetriebnahme, Betreiberwechsel
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	2.3.4 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Windenergieanlagen-Blöcken der Abstand zwischen einer Windenergieanlage mit Sichtweitenmessgerät und Windenergieanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maximal 1500m betragen darf.
	2.3.5 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehörde als auch der DFS (Deutsche Flugsicherung GmbH), Az. SH 10606-a, Postfach 1243, 63202 Langen, unverzüglich, spätestens jedoch 4 Wochen nach Errichtung der Windkraftanlagen, vorzulegen.
	2.3.6 Anträge zur Aufstellung von Kränen für die Errichtung der Windkraftanlagen, brauchen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach §14 LuftVG gilt hiermit als erteilt. Auflage 2.3.1 gilt entsprechend.
	2.3.7 Bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung (BNK) Soll die Aktivierung der Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen, ist die geplante Installation der Luftfahrtbehörde vor Inbetriebnahme der BNK anzuzeigen und hierbei sind, gemäß Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4), folgende Unterlagen vorzulegen:
	2.3.8 Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gemäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 der AVV zu kombinieren.
	2.3.9 Die Windkraftanlage ist mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 (Bundesanzeiger; BAnz AT 28.12.2023 B4)“ zu versehen und als Luftfahrthindernis zu veröffentlichen.
	2.3.10 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Rotorblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Länge [a) außen beginnend mit 6 Meter orange - 6 Meter weiß - 6 Meter orange oder b) außen beginnend mit 6 Meter rot - 6 Meter weiß oder grau - 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig.
	2.3.11 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem mindestens 2 Meter hohen orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.
	2.3.12 Der Mast ist mit einem 3 Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Meter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen 6 Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.
	2.3.13 Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer max. Höhe von bis 315 m ü. Grund/Wasser erfolgt durch Feuer W, rot.
	2.3.14 In diesen Fällen ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu 5 Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infrarotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Maschinenhauses anzubringen.
	2.3.15 Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.
	2.3.16 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß der AVV, Nummer 3.9. Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfüllt werden, kann der Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) erfolgen. Dies ist der zuständigen Landesluftfahrtbehörde anzuzeigen. Da sich der Standort der geplanten WKA außerhalb des kontrollierten Luftraums der Luftraumklasse „D“ befindet, bestehen aus zivilen und militärischen flugsicherungsbetrieblichen Gründen keine Bedenken gegen die Einrichtung einer BNK.
	2.3.17 Das „Feuer W, rot“ ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach - nötigenfalls auf Aufständerungen - angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Rotors verdeckt werden.
	2.3.18 Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 ms zu starten.
	2.3.19 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.
	2.3.20 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz umschalten.
	2.3.21 Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windenergieanlagen können als Windenergieanlagen-Blöcke zusammengefasst werden. Grundsätzlich bedürfen nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks befindlichen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer für die Tages- und Nachtkennzeichnung. Überragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die sie umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen.
	2.3.22 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.
	2.3.23 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind dem NOTAM-Office in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist das NOTAM-Office unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, ist das NOTAM-Office und die zuständige Landesluftfahrtbehörde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.
	2.3.24 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf 2 Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung.
	2.3.25 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“ ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.
	2.3.26 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishöhe von mehr als 100 m über Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen.
	2.3.27 Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m über Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen.
	2.3.28 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffentlicht werden muss, sind
	2.3.29 Der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Am DFS Campus, 63225 Langen ist der Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle anzugeben, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig ist.

	2.4 Luftverkehr - militärisch
	2.4.1 Die WKA muss mit einer Steuerfunktion (einer sogenannten bedarfsgerechten Steuerung) ausgerüstet sein, die eine Störung der Flugsicherheit nach § 18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) ausschließt.
	2.4.1.1 Die geplante technische Lösung ist in ihrer Gesamtheit und Funktionalität von der Planungsphase bis zur Inbetriebnahme mit dem Luftfahrtamt der Bundeswehr (Postfach 90 61 10, 51127 Köln) abzustimmen.
	2.4.1.2 Der Bundeswehr dürfen durch Errichtung, Betreiben und gegebenenfalls Abschaltung oder Abbau der eingebrachten Technologie keine Kosten entstehen. Diese Kosten sind durch den Betreiber zu tragen.
	2.4.1.3 Die Abschalteinrichtung muss auf dem Flugplatz dauerhaft und durchgehend betriebsbereit sein. Zu diesem Zweck gewährleistet der Betreiber der WKA die einwandfreie Steuerfunktion der Abschalteinrichtung. Dies schließt die permanente technische Überwachung der Steuerung sowie die sofortige automatische Abschaltung der Windenergieanlage im Falle einer Fehlfunktion oder Störung der Abschalteinrichtung oder der Datenverbindung zur militärischen Flugsicherung ein.
	2.4.1.4 Im Kontrollraum der örtlichen militärischen Flugsicherung ist nur ein zentrales Bedienelement für die bedarfsgerechte Steuerung zulässig. Das Bedienelement muss zusätzlich Zugänge oder Nutzungen für unterschiedliche, gegebenenfalls auch andere Anbieter oder Nutzer bedarfsgerechter Steuerungen ermöglichen. Entsprechende zusätzliche Ports oder Einrichtungen sind dafür vorzusehen.
	2.4.1.5 Vor einer Aufgabe und dem endgültigen Betriebsende der Abschalteinrichtung ist die zuständige Genehmigungs- und Überwachungsbehörde auch für den Fall der Einstellung des militärischen Flugbetriebes und einer Nachnutzung des Flugplatzes mit Flugbetrieb unter geänderten Rahmenbedingungen über die Absicht in Kenntnis zu setzen. Deren Zustimmung ist für dieses Betriebsende erforderlich. Die Aufgabe der Abschalteinrichtung ohne vorherige Zustimmung ist nicht zulässig.

	2.4.2 Vier Wochen vor Baubeginn sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I 3, Fontainengraben 200, 53123 Bonn unter Angabe des Zeichens I-0966-26-BIA alle endgültigen Daten wie Art des Hindernisses, Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84, Höhe über Erdoberfläche, Gesamthöhe über NHN und gegebenenfalls Art der Kennzeichnung anzuzeigen.
	2.4.3 Die Bedienung der bedarfsgerechten Steuerung und die Entscheidung über die Dauer einer bedarfsgerechten Schaltung obliegen ausschließlich der Bundeswehr.
	2.4.4 Für die bedarfsgerechte Steuerung wird der benötigte Luftraum und nicht die einzelne WKA angewählt.
	2.4.5 Zur weiteren Regelung der Errichtung, Einrichtung und des Betriebes der WKA und ihrer bedarfsgerechten Steuerung ist der Abschluss des beigefügten Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundeswehr, und dem Windkraftanlagen-Betreiber erforderlich. Der Vertrag muss vor Baubeginn geschlossen sein. Er muss der Genehmigungsbehörde vorgelegt werden.
	2.4.6 Zur Inbetriebnahme bedarf es der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Bundeswehr, die der Genehmigungsbehörde (LfU) ebenfalls vorzulegen ist. Weiterhin ist der Bundeswehr das Einmessprotokoll unter Angabe des Zeichens I-0966-26-BIA vorzulegen.
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